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Unabhängiger Vel�v:al tur;gssen?t Spl-ecl-.tag Die�stag e - 12 und 16 - 19 Uhr 

Amtsstunden MO - FR 8 - 16 Uhr 

An das 
Bundesministerium für 
Umwelt, Jugend und Familie 
Sektion 11 

Untere Donaustraße 11 
1020 Wien 

Senat-A-230/164 
Eeilagen 

Bei Antwort bitte K�nn2eicl�en angeb�n 

Bezug 

14 4761/7-II/C/5/94 Dr. Boden 
vom 28.12.1994 

Betrifft 

:0:22) 531}0 

ÖKO-Audit-Geset�, Entwur f , Ste l lungnahme 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

5530 

Zum Entwurf eines ÖKO-Audit-Gesetzes wird folgende 

Stel lungnahme abgegebe� : 

Datum 

13. Februar 1995 

Durch den Entwurf sind die unabh�ngigen Verwaltungssenate 

einerseits als Berufungsbehörde gem�ß § 22 des Entwurfes und 

als Berufungsbehörde in Verwaltungsstrafsachen betroffen. 

1. Zur übertr agung zus�tzlicher Aufgaben an die Unabhängigen 

Verwal tungssen ate wird - wie bereits in mehreren Stellungnahmen 

zu Gesetzesentwürfen - hingewiesen, daß eine derartige 

.Übertragung nach einem einheitlichen Konzept erfolgen sollte. 

Die im Entwurf für den Unabh�ngigen Verwalt0ngssenat. 

vorgesehenen Kompetenzen als Berufung�behörde (ausgenommen in 

Verwaltungsstrafsachen) gehen in einen Bereich hinein, der dem 

Begriff 11 ci vi 1 rights" zugeordnet vJerden könnte. Es fehlt 

jedoch die Einbindung dieser Aufgabenübertragung in ein 
; . . 

Konzept, das zwischen dem Bund und den L�ndern unter Beiziehung 

der Unabh�ngigen verwaltung�senate festgelegt werderi sollte. 

Wenngleich nunmehr vom Bundeskanzleramt ein Termin für erste 

Gespräche zur Erarbeitung eines derartigen Konzeptes 

bekanntgegeben wurde, sind die eben angeführten Vorbehalte 
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jedenfalls. nach wie vor zutreffend. Sie könnten erst dann 

zurückgenommen werden, wenn das Konzept tatsächlich vorliegt 

und entsprechend umgesetzt wird. 

Dem Unabhängigen Verwaltungssenat im Land NÖ ist ,klar, daß für 

die Erarbeitung des einheitlichen Konzeptes das j 
, ' I 

Bundeskanzleramt zuständig ist. Trotzdem erschei?t es 

notwendig, anläßlich der durch den vorliegenden �ntwurf 
, , 

vorgesehenen Übertragung von Aufgaben an die Unabhängigen 
I 

Verwaltungssenate dieses Problem aufzuzeigen bzwi in Erinnerung 

zu rufen. 

i 
2. Es ist darauf hinzuweisen , daß der Entwurf in�ofern 

unvollständig ist, als bei der Kostenschätzung keinerlei 

Rücksicht au f die bei den unabhä ngigen Verwaltungssenaten in 

den Ländern zu ervlartenden Kosten genommen wird. I 

In dem Zusammenhang mtiß zur Meh rbelastung , die bei Realisierung 

des Entwurfes für d�n Unabh�ngigen verwa ltungSSerat im Land NÖ 

zu erwarten ist" gesagt werden, daß diese nicht �xakt ' 
. 

I 
abgeschätzt Herden kann. Da (-�i l:crs2i ts beachtlic!fJe Strafrahmen 

vorgesehen sind und anderer �;,--o.iL:; j 21,e Ve:CHal tungsmaßnahmen, 

welche llIi t Ber'ufung beim unCibh;::n<j.lQen VervJal tungssenat bek�mpft 

werden
'

können, massive wirtschaftliche I nteresse� der 

Betroffenen berühren, kann durchaus �it eine� belchtlichen Zahl 

von S trafberufungen bzw. Berufungen gerechnet we�den. 
I 

! 
Schließlich muß bei der Abschätzung der künftige0 Mehrbelastung 

, 

darauf hingew iesen werden, daß lauf�nd Gesetzeseptwürfe 

erstellt werd en , welche die:Üb�rtragung von AUfg�beri oder die 

Neueinführung von Straftatbestjnden oder die Erhbhung von 
() 

Strafrahmen vorgesehen. Selbst wenn die Belasturt�,durch den 

einzelnen Entwurf an sich nicht so ins Gewicht fällt oder nicht 

genau ,abschätzbar ist, ergibt sich 
'
doch ein s��mbneffekt. 

I 

Daraus folgt, daß durch eine Mehrzahl von zusätz�ichen Aufgaben 
i 

eine 'ganz beachtliche Mehrbelastullg des Unabhäng� gen 

Verwaltungsenates zu erwarten ist. 
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3. Nach dem Entwurf sollen in unmittelbarer Bundesverwaltung 

Aufgaben vollzogen werden, welche zum Großteil wegen der 

zugrunde�iegenden Materien in mittelbarer Bundesverwaltung 

vollzogen werden s611ten (siehe Seite 11 und 12 der 

Erl�uteruhgen). Durch die im tritwJ �f gew��lt� Konstruktion wird 

der Landeshauptmann als Organ der mit telb�ren Bundesverwaltung 

ausgeschaltet. Auch die für die unmittelbare Übertragung von 

Aufgaben an die unabh�ngigen Verwaltungssenate gem�ß Art. 129 a 

Abs. 2 B-VG notwendige Zustimmung der L�nder zur Kundmachung 

des betreffenden Gesetzes wird dadurch �usgeschaltet. So 

gesehen, bestehen gegen den Entwurf verfassungsrechtliche 

Bedenken. 

Dem Präsidium des Nationalrates wurden 25 Ausfertigungen 

übersandt. 

Mit freundlichem Gruß 

Unabhängiger 'Verwaltungssenat 

im Land Niederösterreich 

Für die RichTigkeit 

der Ausfertigung 

Dr . F� C) (:1 e f1 
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